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Es ist höchste Zeit ...

Zu »Speerspitze Rasmussen«,
28.8., S. 4
Hier muss doch die Frage erlaubt
sein, ob man Herrn Rasmussen
nicht vor ein Gericht stellt und ihn
anklagt wegen Kriegshetze und An-
stiftung zum Völkermord. Dieser
Mann an der Spitze eines militäri-
schen Bündnisses, das angeblich
nur zur Verteidigung der Bündnis-
partner da ist, stellt eine Gefahr für
die Erhaltung des Friedens in Euro-
pa dar. Es ist höchste Zeit, dass er
abtritt,
Günter Zeeh, Ottendorf-Okrilla

Humanitäre Hilfe ist
keine Invasion

Zu »Schicksalstreffen«, 27.8., S. 4
Humanitäre Hilfe Russlands – von
Kiew am 12. August dieses Jahres
genehmigt, dreifach überprüft und
trotzdem festgehalten an der
Grenze durch Nichterscheinen der
ukrainischen Zöllner – wird als In-
vasion verurteilt, obwohl es eine
internationale Vereinbarung gibt,
dass humanitäre Hilfe keine Inva-
sion ist.
Heinz Gillert, Dresden

Ich wünsche Sewan Latchinian
gleichen Mut und viel Glück

»Der die Welle macht«, 27.8., S. 13
Vor fünf Jahren besuchte ich ge-
meinsam mit Freunden der einsit-
gen Oberlausitzer »Initiative Hilfe
für Serbien« im Deutschen Kinder-
schutzbund Löbau e.V. das Neue
Theater Senftenberg, um das von
Sewan Latchinian auf die Bühne
gebrachte Stück »Die Brücke von
Varvarin«, als szenische Bühnen-
dokumentation inszeniert, zu er-
leben. Eigene Erlebnisse, die wir
bei Hilfstransporten dieser Initia-
tive im Jahr 1999 und in weiteren
Jahren in Serbien machten, sensi-
bilisierten uns für dieses Bühnen-
stück. Deutsches Mittun und Mit-
lügen in diesem Krieg gegen Ju-

goslawien wurden hier tief ergrei-
fend den Zuschauern nahe ge-
bracht.
Dem Intendanten Sewan Latchi-

nian wurde damals persönlich von
der Hilfsinitiative für das Erlebte
gedankt. Ich wünsche dem neuen
Intendanten des Volkstheaters Ros-
tock den gleichen Mut zu aktuellen
Themen und sehr viel Theaterglück,
damit er nicht »vom Hof gejagt«
werde.
Helmut Holfert, Berlin

Klassenkämpfe gehen weiter

Zu »Letzte Ausfahrt Anklam«,
26.8., S. 15
Da hat Herr Schütt einen fulminan-
ten Artikel zur Verteidigung der
ostdeutschen Literaten und Künstler
gegen die sich so weltmännisch ge-
benden Journalisten der »Welt« ge-
schrieben, Glückwunsch! Den Hin-
weis auf die Weiterführung der »al-
ten Klassenkämpfe« kann ich nur
unterstreichen, weil es zwischen
Ost und West genau darum geht.
Ich denke aber auch, dass Herr

Schütt mit der Aussage, bezogen
auf die kapitalistische Gegenwart,
versteckt in Klammern – (»und das
in Abwesenheit einer Diktatur!«)
falsch liegt. Richtig ist, dass in der
DDR nie verschwiegen wurde, dass
sie ein politisches System der »Dik-
tatur des Proletariats« war.
Und welches System herrscht im

Westen? Ich meine, die Diktatur der
unerbittlichen Vermehrung des
Mehrwertes in Gestalt des Profits.
Davor wird der schöne Schein von
Freiheit, Demokratie und Men-
schenrechten aufgebaut – wie vom
Bundespräsidenten verkündet, der
dann Bundeswehr und Waffen in
fremde Länder schicken will, wo
wir nichts zu suchen haben.
Dr. Peter Lachmann, Anklam

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Fördern statt strafen
Aert van Riel zu Debatten in der SPD über den Umgang mit Erwerbslosen

Die Hartz-IV-Gesetze sehen vor, dass Erwerbslose gefördert, gefordert und
bestraft werden können. In der SPD bahnt sich nun eine Diskussion darü-
ber an, inwieweit mehr Förderung notwendig ist, weil diese in den letzten
Jahren vernachlässigt wurde. Das klingt durchaus sinnvoll. Denn Men-
schen ohne Arbeit droht gesellschaftliche Ausgrenzung. Je länger die Ar-
beitslosigkeit andauert und je geringer die Qualifikation ist, desto
schlechter sind auch die Chancen auf dem Arbeitsmarkt. Die Schaffung
eines öffentlich geförderten Beschäftigungssektors, wie er nun von ost-
deutschen SPD-Bundestagsabgeordneten kurz vor drei Landtagswahlen in
der Region gefordert wird, könnte vielen Langzeitarbeitslosen helfen.
Allerdings darf dies nicht die einzige Maßnahme bleiben, um die Situ-

ation von Arbeitslosen zu verbessern. Öffentlich geförderte Beschäftigung
löst nämlich nicht alle Probleme. Wer trotz staatlicher Förderung im Ar-
beitsleben nicht Fuß fassen kann, hat ebenso ein Anrecht auf ein Leben in
Würde wie ein Erwerbstätiger. Deswegen müssen die Bezüge für Er-
werbslose angehoben und die Sanktionspraxis abgeschafft werden. Doch
das wird in der SPD auf absehbare Zeit kaum durchsetzbar sein. Anders
als das Fördern sind die Themen Fordern und Strafen bei Hartz IV den
Sozialdemokraten nicht einmal eine ernsthafte Debatte wert.

Blindgänger
Olaf Standke über den jüngsten Streubomben-Report

Die gute Nachricht des am Donnerstag in Washington vorgestellten Streu-
bomben-Monitors 2014 zuerst: Es habe in den vergangenen beiden Jahren
mit Syrien nur ein Land gegeben, das diese besonders heimtückische Waf-
fenart nachweislich einsetzte. Hinzu kämen 2014 noch ungeklärte Operatio-
nen in der Ukraine und in Südsudan, so der Bericht über die weltweite Ein-
haltung der Oslo-Konvention. Allerdings musste der Report auch noch nie im
Berichtszeitraum derart viele Opfer für ein Land registrieren.
Über 1000 Menschen wurden im kriegsgebeutelten Syrien getötet und

verletzt – unmittelbar durch den völkerrechtswidrigen Einsatz von Streu-
bomben in dicht besiedelten Gebieten oder durch Blindgänger, die noch lan-
ge nach Abwurf wie Minen funktionieren und die Zivilbevölkerung existenzi-
ell gefährden. Ein Problem bis heute auch in anderen Einsatzgebieten wie
Laos, wo die USA rund 270 Millionen Sprengsätze abgeworfen haben. Die
Oslo-Konvention verbietet Einsatz, Produktion, Lagerung und Export dieser
Waffen. Und es gehört zu ihrer Erfolgsgeschichte, dass die Vertragsstaaten
inzwischen über 80 Prozent ihrer Arsenale zerstörten, über 24 Millionen
Submunitionen. Zudem haben hoch belastete Staaten wie Irak oder Tschad
die Konvention endlich ratifiziert. Nur – von Hauptproduzenten wie die USA,
China und Russland wurde sie bis heute nicht einmal unterzeichnet.

Millionen statt Milliarden
Silvia Ottow über Honorarerhöhungen für Ärzte und Psychotherapeuten

Mediziner werden im nächsten Jahr höhere Honorare für die Behandlung
ihrer Patienten in der Arztpraxis bekommen, in etwa so viel mehr wie im
vergangenen Jahr. Fünf Milliarden hatten sie gefordert, 800 Millionen
haben sie bekommen. Wie die Summen ermittelt werden, bleibt vielen
Beteiligten ebenso ein Buch mit sieben Siegeln wie das Prozedere der an-
schließenden Geldverteilung durch die Kassenärztlichen Vereinigungen.
Nur wenige Insider verstehen das wirklich. Die Versicherten, aus deren
Beiträgen die Ärzte bezahlt werden, sind zum größten Teil nicht darunter
– vielleicht ein Grund dafür, dass einige von ihnen regelmäßige Einkom-
menszuwächse für Spitzenverdiener zunehmend mit Skepsis betrachten.
Die Krankenversicherten dürfen jetzt erwarten, dass das Geld auch bei

den Ärzten ankommt, die auf dem Land die Überstunden schieben, damit
kein Patient unversorgt bleibt, und bei denen, die mit ihrer medizinischen
Spezialisierung Versorgungslücken schließen und die Wartezeiten auf Ter-
mine verringern. Das setzte allerdings eine gewisse Steuerung durch die
ärztliche Selbstverwaltung voraus und die Bereitschaft, endlich dort keine
Praxen mehr zu finanzieren, wo an jeder Ecke ein Kollege sitzt. Doch das
ist anscheinend ein zu heißes Eisen. Solange die Versicherten zahlen, ohne
zu murren, muss man sich daran nicht die Finger verbrennen.

KOLUMNE

Eine uncoole Herausforderung
Die anderen Parteien sollten die AfD nicht überschätzen, ihre Themen aber ernst nehmen, meint Wolfgang Storz

Da die Alternative für Deutschland
trotz ihrer Skandälchen und wach-
senden Zahl total zerstrittener Lan-
desverbände vor neuen (Landtags-)
Wahlerfolgen steht und sich vor al-
lem als Ersatz für die Desaster-FDP
einen ständigen Platz in der politi-
schen Landschaft gesichert hat, stellt
sich drängend die Frage: Wer oder
was ist diese Partei? Rechtsextrem,
rechts, konservativ, vorne, nicht
lechts nicht rinks, Mitte, rechtspopu-
listisch, wirr, irre?
Die Frage, wer sind die, ist für alle

politisch Organisierten von Interesse,
saugt diese Partei ihre Stimmen doch
aus allen Himmelsrichtungen an –
auch ganz fett von der Partei Die
LINKE.
Erste Annäherung: Die AfD ist

Sammelbecken aller Euro-Gegner.
Das ist nicht nur eine unpolitische,
sondern zudem eine idiotische Kate-
gorie, weil der Euro eine Währung
und eine Währung ein bloßes Inst-
rument ist, das mit politischen Zielen
und Werten nichts zu tun hat. Nur
weil andere Parteien, vor allem Uni-
on und SPD, die primitive zwei-
gliedrige These aufgemacht haben:
EU und Euro stiften Frieden, also
ohne Euro gibt es Krieg, wurden die-
sem Instrument fälschlicherweise die
Weihen eines Wertes zugewiesen.
Wenn ich als These unterstelle,

dass die bloße Existenz der AfD die
politische Kommunikation vor neue
Herausforderungen stellt, dann
könnte dies die erste Lehre sein: Wer
die AfD wirksam bekämpfen will, der
muss zwischen Instrumenten der
Politik und politischen Zielen klarer
als bisher unterscheiden. Peter Tau-
ber, Generalsekretär der CDU, fällt
deshalb als Erster durch. Denn der
meint, die CDU werde nie nirgends
mit der AfD koalieren, die sei rück-
wärtsgewandt, sei sie doch gegen
den Euro. Toll.

Also weiter. Wer oder was ist eine
Partei, die plakatiert: »Rettungs-
schirme für Schulen statt für Ban-
ken«, »Die Griechen leiden – die
Deutschen zahlen – die Banken kas-
sieren«, »Alle Macht geht vom Volke
aus«. Das könnte doch glatt die
LINKE sein. Oder? Nein, doch nicht,
denn es geht so weiter: »Einwande-
rung braucht klare Regeln«. »Mut
zur Wahrheit« und »Mut zu
Deutschland«. Das ist wiederum ty-
pisch un-links, eher Merkel oder
Gabriel.

Die Afd bietet für denjenigen eine
wirre Mischung, der deren Inhalte
nach dem Rechts-Links-Schema ein-
ordnen will. Die AfD-Leute beteuern,
sie seien leidenschaftlich für Europa,
zugleich werben sie für einen Rück-
zug auf den Nationalstaat; auch mit
dem Argument, nur der sei demo-
kratisch. Natürlich plädiert Hans-
Olaf Henkel, einst BDI-Präsident und
jetziger EU-Parlamentarier mit AfD-
Mandat, für eine Politik der Globali-
sierung und Internationalisierung.
Andererseits steht die Partei ableh-
nend dem geplanten Freihandelsab-
kommen TTIP zwischen den USA
und der Europäischen Union gegen-

über, da sie Nachteile für die mittel-
ständische Wirtschaft fürchtet. Die
AfD kritisiert sehr deutlich die Rolle
der Banken. Einen prominenten
Platz nehmen Positionen ein, welche
Sanktionen gegen Russland klar ab-
lehnen. Sie ist gegen die Energie-
wende, um die Strompreise zu sen-
ken. Beatrix von Storch, bundesweite
Frontfrau, ist gegen Abtreibung, und
gleichgeschlechtliche Partnerschaf-
ten sind für sie keine Ehen. Frauke
Petry, Spitzenkandidatin in Sachsen,
fordert eine Volksabstimmung zur
Verschärfung der Abtreibungsgeset-
ze.
Nun könnte man sagen: Lucke,

Starbatty, Henkel, Gauland, Adam,
von Storch und Petry, das sind so
geniale Strategen, die praktizieren
das gestern wie heute meist von
Rechtsextremen gepflegte Bündnis-
Konzept der Querfront, das – ver-
kürzt gesagt – versucht, mit sich wi-
dersprechenden Positionen Wähler-
gruppen von rechts bis links anzu-
sprechen. Dies zu unterstellen hieße
jedoch, die handelnden Akteure
heillos zu überschätzen.
Es bleibt also die Frage: Wie ge-

hen Politiker, die sich der Aufklärung
verpflichtet fühlen, mit diesem Sam-
melsurium um?
Eine Überlegung: Es hilft, die

Themen der AfD und damit sie
selbst ernst zu nehmen. Siehe: die
Rolle der Banken. Siehe die Frage:
Wo richtet der Euro mehr Schaden
als Nutzen an und wie kann das
korrigiert werden? Siehe die Frage:
Wo hilft der starke demokratische
Nationalstaat mehr als die von Lob-
byisten umstellte EU-Bürokratie, ein
demokratisches Europa zu schaffen?
Und es hilft, die AfD dort gezielt zu
bekämpfen, wo sie ihre Themen an-
spricht, nur um Ressentiments zu
schüren. Echt uncool differenziert –
eine Herausforderung.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Stephan Moll
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Frost und Feuer
Von Hans-Dieter Schütt

Sie ist wild undweich, sie keilt und
kauert, ist Mannweib und Weibs-
mann, auf Bühnen, die sich bei ih-
rem Erscheinen in Feuer- und
Frostlandschaften verwandeln.
Bibiana Beglau ist eine der wun-
derbarsten Darstellerinnen
Deutschlands. Bei Frank Castorf,
am Residenztheater München,
spielt sie die Hauptrolle in »Reise
ans Ende der Nacht« von Celine,
wurde dafür als »Schauspielerin
des Jahres« gekürt. Die Beglau ist
im Stück des frenetischen Antise-
miten Celine, der aber auch ein
grandioser Weltenschlamm-
erzähler war, von einer metalle-
nen Kühle, die heiße Strahlen sen-
det. Grobheit als Grazie. Alles an
ihr, die einen Kerl spielt, ist von
lasziver, lauernder, lederner Kraft.
Eine Brodelbodenturnerin. Ge-
dopt, geil, giftend, grell, ganz,
ganz traurig. So hat sie bei Dimi-
ter Gotscheff brilliert (Müllers
»Zement« in München, Handkes
»Immer noch Sturm« in Ham-
burg), bei Marthaler und Schlin-
gensief in Zürich, bei Falk Richter
an der Schaubühne.
Beglau, 1971 geboren, ist die

Tochter eines einstigen Grenzers,
der den deutsch-deutschen To-
desstreifen abzulaufen hatte. Die
DDR war gleichsam dauerpräsent
(»Ich war gestresst von der stän-
digen Leier, dass da ein ganzer
Staat zur Unfreiheit verurteilt war
– totaler Schwachsinn«). Wenn sie
übers Leben redet, finden Curry-
bude und Philosophie zusammen;

ihre Antwort, als man sie mal nach
den existenztreffendsten Worten
fragte, die sie je auf der Bühne
sprach: »Die Luft ist süß und stinkt
nach Pisse.« Einar Schleef. Kunst
hat für sie stark zu sein, im besten
Sinne gewalttätig, also: umwer-
fend, aufplatzend. »Ich muss mich
nicht entspannen. Ich muss mich
aufregen. Wozu sind wir auf der
Welt?«
Jüngst erlebte ihr grandioser

Mephisto Premiere, in Martin Ku-
sejs »Faust«, ebenfalls in Mün-
chen. Zarte Zählebigkeit, die lun-
gert, latscht, leckt, lacht, lechzt.
Des Teufels Weibsrücken trägt
zwei schwärende Streifen. Dort
saßen die Flügel des gefallenen
Engels. Der Teufel ein Renegat der
himmlischen Idee – wer Wunden
offen hält, glaubt auch Träumen
nur noch, wenn sie bluten. Das ist
Schönheit.

Bibiana Beglau wurde als Schau-
spielerin des Jahres ausgezeichnet.
Foto: imago/Future Image
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